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P L A T T F O R M  |  Rechtsfragen 

Trans*- und Inter*Menschen: Zukünftig unbürokratische Änderung  
von Geschlecht und Vorname?
Gemäss Hochrechnungen leben in der Schweiz zwischen 100 und 200 Trans*Menschen. 
 Zudem werden hierzulande jedes Jahr etwa 40 Kinder geboren, deren biologisches Ge-
schlecht nicht eindeutig als «weiblich» oder «männlich» bestimmt werden kann. Die ak-
tuelle Rechtslage sieht vor, dass jedes Kind nach der Geburt innert drei Tagen beim 
 Zivilstandsamt unter Angabe des (Vor)Namens, der Abstammung und des Geschlechts 
 gemeldet werden muss. Eine nachträgliche Änderung des Eintrages ist nur durch ein auf-
wändiges administratives oder gerichtliches Verfahren möglich. Dies stellt Menschen vor 
erhebliche Probleme, deren gefühltes Geschlecht nicht mit dem biologischen überein-
stimmt oder deren biologisches Geschlecht nicht eindeutig männlich oder weiblich ist. 

Der Bundesrat schickte im Mai 2018 die Änderun-
gen des Zivilgesetzbuches in die Vernehmlassung. 
Mit dem Vorschlag, dass Trans*- und Inter*-
Menschen zukünftig ihren Eintrag im Personen-
standsregister zu ihrem Geschlecht und ihrem 
 Vornamen unbürokratisch ändern lassen können. 
Das administrative oder das gerichtliche Ver-
fahren sollen neu durch eine einfache Erklärung 
ersetzt werden. Eine vorgängige medizinische 
 Untersuchung ist nicht notwendig und all  fällige 
bestehende Ehen, eingetragene Partnerschaften 
oder Kindesverhältnisse bleiben unverändert be-
stehen. 
Die Gesetzesvorlage ist geprägt von der Idee der 
Selbstbestimmung. Dass es nicht länger haltbar 
ist, intersexuell geborene Kinder mit medizini-
schen Zwangsmassnahmen in die bestehenden 

Geschlechterkategorien einzupassen, und dass 
die gefühlte Geschlechtsidentität höher gewichtet 
werden soll als die biologische: Diesem gesell-
schaftlichen Wertewandel trägt die Gesetzesvor-
lage Rechnung. Zukünftig genügt es, wenn die be-
troffene Person «innerlich fest davon überzeugt 
ist, nicht dem im Personenstandsregister eingetra-
genen Geschlecht zuzugehören» (Art. 30b Abs. 1 
E-ZGB). Jedoch hält der Bundesrat im dazuge-
hörenden Bericht fest, dass wenn «Zweifel» hin-
sichtlich der Aufrichtigkeit oder Urteilsfähigkeit 
der  betroffenen Personen bestehen, weitere Ab-
klärungen getroffen werden können – beispiels-
weise durch das Einfordern eines ärztlichen Zeug-
nisses –, respektive der Antrag verweigert werden 
kann. Zudem sieht die Änderung vor, dass urteils-
fähige Minderjährige nur noch mit der Zustim-

mung der gesetzlichen Vertretung eine Ge-
schlechtsänderung beantragen können (Art. 30b 
Abs. 4 Ziff. 1 E-ZGB). Aktuell können urteilsfähige 
Minderjährige diesen Antrag selbstständig stel-
len. 
Die Frist zur Vernehmlassung ist Ende September 
abgelaufen. Die eidgenössischen Räte werden sich 
voraussichtlich nächstes Jahr mit der Vorlage be-
fassen.
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